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Bundesgesetz, mit dem das Bankwesengesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Änderung des Bankwesengesetzes 

Das Bankwesengesetz, BGBl. Nr. 532/1993, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. [xxx]/[20xx], wird 
wie folgt geändert: 

01. § 23 Abs. 4b Z 3 lautet: 
 „3. eine auch nach Kündigung oder vorzeitiger Rückzahlung des hybriden Kapitals angemessene 

Finanz- und Eigenmittelsituation, wobei die FMA eine nachweisliche Beschaffung von Kapital in 
zumindest gleicher Höhe und Qualität verlangen kann; die Ersatzbeschaffung ist zu 
dokumentieren. Bei Kündigung oder vorzeitiger Rückzahlung bis 31. Dezember 2012 kann die 
FMA im Hinblick auf die Sicherstellung einer nachhaltigen Anrechenbarkeit der als Ersatz zu 
beschaffenden Eigenmittelbestandteile auch eine nachträgliche Ersatzbeschaffung genehmigen. 
Die Bedingung der Ersatzbeschaffung entfällt, wenn der FMA nachgewiesen wird, dass das 
Kreditinstitut und die Kreditinstitutsgruppe auch nach Kündigung oder vorzeitiger Rückzahlung 
des hybriden Kapitals über eine angemessene Finanz- und Eigenmittelsituation verfügen.“ 

02. § 23 Abs. 7 Z 5 lautet: 
 „5. deren Restlaufzeit noch mindestens drei Jahre beträgt; das Kreditinstitut kann mit Wirksamkeit 

vor Ablauf der Restlaufzeit von drei Jahren ohne Kündigungsfrist kündigen, wenn dies 
vertraglich zulässig ist und das Kreditinstitut zuvor Kapital in gleicher Höhe und zumindest 
gleicher Eigenmittelqualität nachweislich beschafft hat. Bei Kündigung bis 31. Dezember 2012 
kann die FMA im Hinblick auf die Sicherstellung einer nachhaltigen Anrechenbarkeit der als 
Ersatz zu beschaffenden Eigenmittelbestandteile auch eine nachträgliche Ersatzbeschaffung 
genehmigen. Die Ersatzbeschaffung ist zu dokumentieren. Die Bedingung der Ersatzbeschaffung 
entfällt in allen zuvor genannten Fällen, wenn der FMA nachgewiesen wird, dass das 
Kreditinstitut und die Kreditinstitutsgruppe auch nach Kündigung des Ergänzungskapitals über 
ausreichende Eigenmittel verfügen, die für eine adäquate Risikoabdeckung erforderlich sind.“ 

03. § 23 Abs. 8 Z 1 lautet: 
 „1. Die Gesamtlaufzeit hat mindestens fünf Jahre zu betragen; ist eine Laufzeit nicht festgelegt oder 

eine Kündigung seitens des Kreditinstitutes oder des Gläubigers möglich, ist eine 
Kündigungsfrist von zumindest fünf Jahren vorzusehen; das Kreditinstitut kann hingegen ohne 
Kündigungsfrist nach einer Laufzeit von fünf Jahren kündigen, wenn es zuvor Kapital in gleicher 
Höhe und zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat; die Frist von fünf Jahren muss 
ferner nicht eingehalten werden, wenn Schuldverschreibungen wegen Änderung der 
Besteuerung, die zu einer Zusatzzahlung an den Gläubiger führt, vorzeitig gekündigt werden oder 
wenn sich die gesetzliche Anrechenbarkeit des nachrangigen Kapitals in zum Zeitpunkt der 
Emission nicht absehbarer Art ändert und das Kreditinstitut zuvor Kapital in gleicher Höhe und 
zumindest gleicher Eigenmittelqualität beschafft hat. Bei Kündigung bis 31. Dezember 2012 
kann die FMA im Hinblick auf eine nachhaltige Anrechenbarkeit der als Ersatz zu beschaffenden 
Eigenmittelbestandteile auch eine nachträgliche Ersatzbeschaffung genehmigen. Im Falle der 
Kündigung von nachrangigem Kapital hat das Kreditinstitut die Ersatzbeschaffung zu 
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dokumentieren; die Bedingung der Ersatzbeschaffung entfällt in allen zuvor genannten Fällen, 
wenn der FMA nachgewiesen wird, dass das Kreditinstitut und die Kreditinstitutsgruppe auch 
nach Kündigung des nachrangigen Kapitals über ausreichende Eigenmittel verfügen, die für eine 
adäquate Risikoabdeckung erforderlich sind;“ 

04. Nach § 23 Abs. 10 wird folgender Abs. 10a eingefügt: 
„(10a) Kreditgenossenschaften können im Genossenschaftsvertrag festlegen, dass die Haftung ihrer 

Mitglieder auf den Geschäftsanteil beschränkt ist (§ 86a GenG). Die dafür erforderliche Änderung des 
Genossenschaftsvertrags kann nur beschlossen werden, wenn ein nach den Rechtsvorschriften über die 
Genossenschaftsrevision zu bestellender Revisor in einem schriftlichen Gutachten bestätigt, dass die 
Einhaltung der Ordnungsnormen gemäß den §§ 22 bis 29 auch ohne Anrechnung eines 
Haftsummenzuschlags gewährleistet ist. Im Übrigen gilt für die Beschränkung der Haftung auf den 
Geschäftsanteil § 33a GenG mit der Maßgabe, dass die unmittelbare Verständigung bekannter Gläubiger 
nach § 33a Abs. 1 letzter Satz GenG unterbleiben kann, wenn der Revisor in seinem Gutachten 
ausspricht, dass die Beschränkung der Haftung auf den Geschäftsanteil mit den Belangen der Gläubiger 
der Genossenschaft vereinbar ist. Die Haftung des Revisors für den Inhalt seines Gutachtens richtet sich 
nach § 10 GenRevG 1997 in Verbindung mit § 62a.“ 

1. In § 30 Abs. 4 wird folgende Z 3 angefügt: 
 „3. das Kreditinstitut mit Sitz im Inland, ausgenommen die Zentralorganisation, ist Mitglied eines 

Kreditinstitute-Verbundes (§ 30a).“ 

2. Die Überschrift des VI. Abschnitts lautet: 

„Kreditinstitutsgruppe und Kreditinstitute-Verbund“ 

3. Nach § 30 wird folgender § 30a eingefügt: 
„§ 30a. (1) Kreditinstitute mit Sitz im Inland, die einem Kreditinstitut mit Sitz im Inland als 

Zentralorganisation ständig zugeordnet sind, können gemeinsam mit der Zentralorganisation einen 
Kreditinstitute-Verbund bilden, wenn 
 1. die Zentralorganisation Kreditinstitut gemäß § 1 Abs. 1 ist, 
 2. die Verbindlichkeiten der Zentralorganisation und der ihr zugeordneten Kreditinstitute 

gemeinsame Verbindlichkeiten sind oder die Zentralorganisation in vollem Umfang für die 
Verbindlichkeiten der zugeordneten Kreditinstitute haftet und 

 3. die Zentralorganisation befugt ist, den zugeordneten Kreditinstituten Weisungen zu erteilen, 
soweit dies zur Erfüllung der Verpflichtungen der Zentralorganisation gemäß diesem 
Paragraphen erforderlich ist. 

Der Kreditinstitute-Verbund entsteht durch Abschluss eines Vertrags zwischen der Zentralorganisation 
und den zugeordneten Kreditinstituten. Ein solcher Vertrag bedarf zu seiner Gültigkeit in allen beteiligten 
Gesellschaften der Zustimmung der Haupt- oder Generalversammlung mit der für eine Änderung der 
Satzung erforderlichen Mehrheit. Die Gesellschaften haben außerdem ihre Satzung entsprechend 
anzupassen. 

(2) Ein Kreditinstitute-Verbund ist keine Kreditinstitutsgruppe gemäß § 30 Abs. 1. 
(3) Die Bildung eines Kreditinstitute-Verbundes bedarf der Bewilligung der FMA; antragsberechtigt 

ist die Zentralorganisation namens der Zentralorganisation und der zugeordneten Kreditinstitute. Dem 
Antrag sind Unterlagen anzuschließen, welche insbesondere die Steuerungs-, Kontroll- und 
Risikomanagementprozesse, die dauerhafte Erfüllbarkeit der aufsichtsrechtlichen Anforderungen durch 
den Verbund und andere wesentliche Sachverhalte darlegen. 

(4) Die FMA hat bei Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 die Bildung des Kreditinstitute-
Verbundes zu bewilligen. Der Bewilligungsbescheid kann entsprechende Bedingungen und Auflagen 
enthalten. Der Bewilligungsbescheid ist innerhalb von drei Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem der FMA 
alle zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen übermittelt und Auskünfte erteilt wurden, zu erlassen. Der 
Bescheid ist der Zentralorganisation zuzustellen. Mit der Zustellung an die Zentralorganisation gilt der 
Bescheid als an alle Mitglieder des Kreditinstitute-Verbundes zugestellt. Die Zentralorganisation hat den 
Bescheid unverzüglich allen zugeordneten Kreditinstituten zur Kenntnis zu bringen. Die FMA kann einen 
Termin vorschreiben, bis zu dem die beabsichtigte Bildung eines Kreditinstitute-Verbundes 
abgeschlossen sein muss. 

(5) Änderungen in der Zusammensetzung der Mitglieder des Kreditinstitute-Verbundes sind der 
FMA unter Beifügung der Unterlagen gemäß Abs. 3 von der Zentralorganisation vor der Durchführung 

www.parlament.gv.at



 1667 der Beilagen XXIV. GP - Ausschussbericht NR - Gesetzestext 3 von 6 

 

schriftlich anzuzeigen. Bei Wegfall der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 oder wenn der Kreditinstitute-
Verbund nicht mehr in der Lage ist, den Aufsichtsanforderungen gemäß Abs. 7 zu genügen, hat die FMA 
mit Bescheid festzustellen, dass und ab welchem Zeitpunkt ein Kreditinstitute-Verbund nicht mehr 
vorliegt. Die Zusammensetzung des Kreditinstitute-Verbundes und deren Änderung ist auf der Internet-
Seite der Zentralorganisation zu veröffentlichen. Hinsichtlich des Wegfalls der Voraussetzungen gemäß 
Abs. 1 oder, wenn der Kreditinstitute-Verbund nicht mehr in der Lage ist, den Aufsichtsanforderungen 
gemäß Abs. 7 zu genügen, ist dies von der Zentralorganisation der FMA schriftlich anzuzeigen. 

(6) Auf die zugeordneten Kreditinstitute finden die Bestimmungen der §§ 4 Abs. 3 Z 3 und 4, 5 Abs. 
1 Z 5, 10, 16, 22 bis 22e, 22f Abs. 1 und 2, 22g bis 22q, 25 Abs. 1 bis 12 und 14, 26, 27, 29, 39 Abs. 2, 
39a und § 70 Abs. 4a keine Anwendung. Für Zwecke des § 22f Abs. 4 gelten die Zentralorganisation als 
EWR-Mutterkreditinstitut und die zugeordneten Kreditinstitute als nachgeordnete Institute. Die 
zugeordneten Kreditinstitute sind von jenen Anzeige- und Meldepflichten (§§ 73 bis 75) befreit, die 
ausschließlich der Überwachung dieser Bestimmungen dienen. 

(7) Der Kreditinstitute-Verbund hat die Bestimmungen der §§ 22 bis 22e, 22f Abs. 1 und 2, 22g bis 
22q, 25 Abs. 1 bis 12 und 14, 26, 27, 29 und 39a auf Grundlage der konsolidierten Abschlüsse zu 
erfüllen. Den für übergeordnete Kreditinstitute und Kreditinstitutsgruppen geltenden Anzeige- und 
Meldepflichten (§§ 73 bis 75) hat die Zentralorganisation für den Kreditinstitute-Verbund 
nachzukommen. Für Zwecke der §§ 38, 39, 42 und 93a sowie § 2 Abs. 3 EKEG und für die Verwendung 
von Daten (§ 4 Z 8 DSG 2000) gilt der Kreditinstitute-Verbund als ein Kreditinstitut. 

(8) Die Zentralorganisation hat die Bemessungsgrundlage für das Kreditrisiko gemäß § 22 Abs. 2, 
die Positionen des Handelsbuches nach den Regeln des § 24a, offene Fremdwährungspositionen und 
Goldpositionen gemäß § 24b und die Eigenmittel (§ 23) der Zentralorganisation, der zugeordneten 
Kreditinstitute und von jenen Instituten, die der Zentralorganisation oder zugeordneten Kreditinstituten 
gemäß § 30 Abs. 1 nachgeordnet sind, nach dem Verfahren der Vollkonsolidierung zu konsolidieren. Für 
die Zwecke dieser Vollkonsolidierung ist die Zentralorganisation als übergeordnetes Institut und jedes 
zugeordnete Kreditinstitut als nachgeordnetes Institut zu behandeln. Hierbei sind Anteilsrechte an 
zugeordneten Instituten, die nicht von der Zentralorganisation oder einem zugeordneten Institut gehalten 
werden, weder als Fremdanteile gemäß § 259 Abs. 1 UGB auszuweisen noch als Anteile anderer 
Gesellschafter im Sinne von § 24 Abs. 2 Z 1 zu behandeln, sofern die zugeordneten Kreditinstitute direkt 
oder indirekt über die Mehrheit der stimmberechtigten Anteile an der Zentralorganisation verfügen. Bei 
der Berechnung der Mehrheit der stimmberechtigten Anteile haben Maßnahmen gemäß § 1 
Finanzmarktstabilitätsgesetz unberücksichtigt zu bleiben. 

(9) Für Zwecke der Bemessung der Kosten der Finanzmarktaufsicht gilt der Kreditinstitute-Verbund 
als ein Kreditinstitut, kostenpflichtig ist die Zentralorganisation. Die Zentralorganisation hat die Kosten 
der Bankenaufsicht nach dem Berechnungsschlüssel des § 69a Abs. 2 auf die zugeordneten Kreditinstitute 
aufzuteilen und zu verrechnen. 

(10) Die Zentralorganisation ist für die Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, die für 
den Kreditinstitute-Verbund gelten, verantwortlich und hat im Rahmen dieser Verpflichtung insbesondere 
die Zahlungsfähigkeit und die Liquidität des Kreditinstitute-Verbundes auf der Grundlage konsolidierter 
Abschlüsse sowie der zugeordneten Kreditinstitute zu überwachen. Die Zentralorganisation hat 
sicherzustellen, dass die Geschäftsleiter der zugeordneten Kreditinstitute die Anforderungen gemäß § 4 
Abs. 1 Z 6 erfüllen und die Erfordernisse gemäß § 5 Abs. 1 Z 6 bis 13 vorliegen sowie, dass der 
Kreditinstitute-Verbund über Verwaltungs-, Rechnungs- und Kontrollverfahren für die Erfassung, 
Beurteilung, Steuerung und Überwachung der bankgeschäftlichen und bankbetrieblichen Risiken und der 
Vergütungspolitik und -praktiken (§ 39 Abs. 2) verfügt. Die dafür erforderlichen Weisungsrechte gemäß 
Abs. 1 Z 3 der Zentralorganisation sind durch Vertrag und Satzung zu begründen. Die zugeordneten 
Kreditinstitute gelten aufgrund dieser Weisungsrechte im Verhältnis zur Zentralorganisation weder als 
abhängige Unternehmen für Zwecke des § 23 Abs. 16 noch als Tochterunternehmen für Zwecke der §§ 
51 Abs. 2, 65 Abs. 5 letzter Satz und 66 AktG. Die Zentralorganisation gilt aufgrund dieser 
Weisungsrechte nicht als Mutterunternehmen der zugeordneten Kreditinstitute für Zwecke des § 66a 
AktG. Dem Weisungsrecht der Zentralorganisation kann jedoch § 70 Abs. 1 oder § 84 Abs. 1 AktG nicht 
entgegenhalten werden. 

(11) Der Kreditinstitute-Verbund ist berechtigt, seine Tätigkeiten in den Mitgliedstaaten über eine 
Zweigstelle oder im Wege des freien Dienstleistungsverkehrs durch die Zentralorganisation oder durch 
einzelne zugeordnete Kreditinstitute auszuüben, soweit die Tätigkeiten von den Konzessionen der 
Zentralorganisation oder der betreffenden zugeordneten Institute gedeckt sind. Die Anzeigen gemäß § 10 
Abs. 2, 5 und 6 obliegen der Zentralorganisation, welche auch anzugeben hat, durch welche 
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Kreditinstitute des Kreditinstitute-Verbundes die Tätigkeiten ausgeübt werden. § 16 ist auf den 
Kreditinstitute-Verbund anzuwenden. 

(12) Die Bestimmungen der §§ 29a, 30 Abs. 7, 8 erster Satz und 10 und 70 Abs. 1, 4a und 4b sind 
auf einen Kreditinstitute-Verbund mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Zentralorganisation als 
übergeordnetes Institut und der Kreditinstitute-Verbund als Kreditinstitutsgruppe gilt.“ 

3a. In § 43 Abs. 1 und 2 wird jeweils nach dem Wort „Kreditinstitute“ die Wortgruppe „und 
Kreditinstituts-Verbünde“ eingefügt. 

3b. Dem § 44 wird folgender Abs. 8 angefügt: 
„(8) Abs. 1 bis 7 gelten in gleicher Weise für Kreditinstitute-Verbünde.“ 

3c. In § 43 Abs. 1 und 2 wird jeweils nach dem Wort „Kreditinstitute“ die Wortgruppe „und 
Kreditinstitute-Verbünde“ eingefügt. 

3d. In § 60 Abs. 1 wird nach dem Wort „Kreditinstitutes“ die Wortgruppe „und jedes Kreditinstitute-
Verbundes“ eingefügt. 

3e. In § 63 Abs. 4 wird in Z 8 der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 9 
angefügt: 
 „9. bei Kreditinstitute-Verbünden die Einhaltung von § 30a.“ 

3f. § 70 Abs. 1 lautet: 
„(1) In ihrem Zuständigkeitsbereich als Bankenaufsichtsbehörde (§ 69 Abs. 1 Z 1 und 2) kann die 

FMA unbeschadet der ihr auf Grund anderer Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zustehenden 
Befugnisse jederzeit zur Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Kreditinstituts-Verbünde und der 
Kreditinstitutsgruppen 
 1. von den Kreditinstituten, Kreditinstituts-Verbünden sowie von übergeordneten Kreditinstituten 

für Unternehmen der Kreditinstitutsgruppe die Vorlage von Zwischenabschlüssen, von 
Ausweisen in bestimmter Form und Gliederung und von Prüfungsberichten verlangen, ferner von 
den Kreditinstituten, Kreditinstituts-Verbünden sowie von den übergeordneten Kreditinstituten 
für Unternehmen der Kreditinstitutsgruppe und deren Organen Auskünfte über alle 
Geschäftsangelegenheiten fordern, in die Bücher, Schriftstücke und Datenträger Einsicht 
nehmen; auf den Umfang der Auskunfts-, Vorlage- und Einschaurechte der FMA und die 
Verpflichtung zur Verfügbarkeit von Unterlagen im Inland ist § 60 Abs. 3 anzuwenden; 

 2. von den Bankprüfern der Kreditinstitute, Kreditinstituts-Verbünde und Kreditinstitutsgruppen 
und von den zuständigen Prüfungs- und Revisionsverbänden Auskünfte einholen; weiters kann 
sie von den Sicherungseinrichtungen und von dem gemäß Abs. 2 Z 2 bestellten 
Regierungskommissär alle erforderlichen Auskünfte einholen und diesen erteilen; 

 2a. durch die Bankprüfer der Kreditinstitute, Kreditinstituts-Verbünde und Kreditinstitutsgruppen, 
andere Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die zuständigen Prüfungs- und 
Revisionsverbände und durch sonstige Sachverständige alle erforderlichen Prüfungen vornehmen 
lassen; die im § 62 genannten Ausschließungsgründe sind anzuwenden; die Erteilung von 
Auskünften durch die FMA an die von ihr beauftragten Prüfer ist zulässig, soweit dies zur 
Erfüllung des Prüfungsauftrags zweckdienlich ist; 

 3. die Oesterreichische Nationalbank mit der Prüfung von Kreditinstituts-Verbünden, 
Kreditinstituten, deren Zweigstellen und Repräsentanzen außerhalb Österreichs, von 
Kreditinstituten, die gemäß § 5 Abs. 1 FKG einer zusätzlichen Beaufsichtigung unterliegen sowie 
von Unternehmen der Kreditinstitutsgruppe beauftragen. Die Kompetenz der Oesterreichischen 
Nationalbank zur Vor-Ort-Prüfung im Bereich der Bankenaufsicht und von Kreditinstituten oder 
Kreditinstitutsgruppen in Finanzkonglomeraten erstreckt sich dabei umfassend auf die Prüfung 
aller Geschäftsfelder und aller Risikoarten. Die Oesterreichische Nationalbank hat dafür zu 
sorgen, dass sie über ausreichende personelle und organisatorische Ressourcen zur Durchführung 
der genannten Prüfungen verfügt. Die FMA ist berechtigt, eigene Mitarbeiter an Prüfungen der 
Oesterreichischen Nationalbank teilnehmen zu lassen; 

 4. zur Prüfung von Unternehmen der Kreditinstitutsgruppe sowie von Zweigstellen und 
Repräsentanzen in Mitgliedstaaten und in Drittländern gemäß § 77 Abs. 5 Z 2 und 3 auch die 
zuständigen Behörden des Aufnahmestaates um die Vornahme der Prüfung ersuchen, wenn dies 
gegenüber einer Prüfung gemäß Z 3 das Verfahren vereinfacht oder beschleunigt oder wenn dies 
im Interesse der Zweckmäßigkeit, Einfachheit, Raschheit oder Kostenersparnis gelegen ist; unter 
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diesen Voraussetzungen kann auch die Oesterreichische Nationalbank zur Teilnahme an einer 
solchen Prüfung verpflichtet werden und können eigene Mitarbeiter der FMA an einer solchen 
Prüfung teilnehmen.“ 

3g. § 70 Abs. 4a lautet: 
„(4a) Unbeschadet des Abs. 4 hat die FMA einem Kreditinstitut, einem Kreditinstitute-Verbund oder 

einer Kreditinstitutsgruppe ein über das Mindesteigenmittelerfordernis gemäß § 22 Abs. 1 
hinausgehendes Eigenmittelerfordernis in einem für die Begrenzung der bankgeschäftlichen und 
bankbetrieblichen Risiken sowie der Risiken aus der Vergütungspolitik und den Vergütungspraktiken 
angemessenen und erforderlichen Ausmaß vorzuschreiben, wenn bei einem Kreditinstitut, Kreditinstitute-
Verbund oder einer Kreditinstitutsgruppe keine angemessene Begrenzung der bankgeschäftlichen und 
bankbetrieblichen Risiken sowie der Risiken aus der Vergütungspolitik und den Vergütungspraktiken des 
Kreditinstituts oder der Kreditinstitutsgruppe (§§ 39 und 39a) vorliegt und eine kurzfristige angemessene 
Erfassung und Begrenzung dieser Risiken durch das Kreditinstitut, den Kreditinstitute-Verbund oder die 
Kreditinstitutsgruppe nicht zu erwarten ist. Die FMA hat zusätzliche Eigenmittel nach diesem Absatz 
dann unmittelbar vorzuschreiben, wenn andere Maßnahmen nach diesem Bundesgesetz im Hinblick auf 
die Umstände des Falles nicht erwarten lassen, dass durch sie eine angemessene Erfassung und 
Begrenzung der Risiken oder der gesetzliche Zustand in einem angemessenen Zeitraum hergestellt 
werden können; dabei ist die FMA nicht verpflichtet, bei der Vorschreibung zusätzlicher Eigenmittel 
zunächst gemäß Abs. 4 Z 1 vorzugehen.“ 

4. § 97 Abs. 1 Einleitungssatz lautet: 
„(1) Die FMA hat den Kreditinstituten und der Zentralorganisation bei einem Kreditinstitute-Verbund 
gemäß § 30a für folgende Beträge Zinsen vorzuschreiben:“ 

5. § 98 Abs. 2 Einleitungsteil lautet: 
„(2) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines Kreditinstituts oder, bei einem Kreditinstitute-

Verbund im Falle der Z 1, 2, 4b, 7, 7a, 8 und 11 als Verantwortlicher (§ 9 VStG) der Zentralorganisation“ 

6. In § 98 Abs. 2 wird nach Z 5 folgende Z 5a eingefügt: 
 „5a. der Zentralorganisation nicht alle für die Konsolidierung erforderlichen Auskünfte gemäß § 30a 

Abs. 8 erteilt;“ 

6a. Nach § 98 Abs. 2 Z 7 wird folgende Z 7a eingefügt: 
 „7a. die schriftliche Anzeige über Änderungen in der Zusammensetzung der Mitglieder des 

Kreditinstitute-Verbundes oder hinsichtlich des Wegfalls der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 
oder, wenn der Kreditinstitute-Verbund nicht mehr in der Lage ist, den Aufsichtsanforderungen 
gemäß Abs. 7 zu genügen, gemäß § 30a Abs. 5 BWG unterlässt;“ 

8. Dem § 99 Abs. 1 Z 6a wird folgende Z 6b angefügt: 
 „6b. als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines Institutes, das einer Zentralorganisation oder einem der 

Zentralorganisation zugeordneten Kreditinstitut nachgeordnet ist, der Zentralorganisation nicht 
alle für die Konsolidierung erforderlichen Auskünfte gemäß § 30a Abs. 8 erteilt;“ 

8a. § 103n erhält die Absatzbezeichnung „(1)“. Folgender Abs. 2 wird angefügt: 
„(2) Nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 gilt folgende 

Übergangsbestimmung: § 23 Abs. 4b Z 3, Abs. 7 Z 5 sowie Abs. 8 Z 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 ist auch auf Instrumente anzuwenden, vor dem Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes begeben wurden.“ 

8b. Nach § 103o wird folgender § 103p eingefügt: 
„§ 103p. Nach In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 gilt bis zum 31. Dezember 

2013 folgende Übergangsbestimmung: 
(zu § 30a): 
Kreditinstitute können im Rahmen der Gründung eines Kreditinstitute-Verbundes den 
zentralorganisatorischen Teilbetrieb in eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft einbringen. Die 
Einbringenden haften, sofern sie bestehen bleiben, weiterhin mit ihrem gesamten Vermögen für alle 
eingebrachten Verbindlichkeiten, die bis zum Zeitpunkt der Einbringung entstanden sind, einschließlich 
von dem Grunde nach schon bestehenden vertraglichen Verpflichtungen aus Anwartschaften. § 92 Abs. 4 
bis 7 und 10 sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass auch Aktiengesellschaften einbringen können, und 
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dass die juristische Person, in die eingebracht wird (Zentralorganisation) die Rechtsform einer 
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft haben kann.“ 

8c. In § 108 Z 4 wird nach dem Ausdruck „§ 21 Abs. 2 und 3,“ der Ausdruck „§ 23 Abs. 10a,“ eingefügt. 
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